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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Aufnahme weiterer Waren 
in die gemeinsame Liberalisierungsliste der Verordnung (EWG) Nr. 1439/74 
betreffend die gemeinsame Einfuhrregelung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1439/74 
des Rates vom 4. Juni 1974 betreffend die gemein- 
same Einfuhrregelung^), insbesondere auf Artikel 2, 
auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Einige in der im Anhang I der Verordnung (EWG) 
Nr. 1439/74 enthaltenen gemeinsamen Liberalisie- 
rungsliste noch nicht aufgeführte Waren sind durch 
alle Mitgliedstaaten liberalisiert worden. 

Es besteht nicht die Gefahr, daß ihre Aufnahme in 
diese Liste eine Lage hervorrufen könnte, die die 
Anwendung von Schutzmaßnahmen rechtfertigen 
würde. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 159 
vom 15. Juni 1974, S . . . 


Demgemäß empfiehlt es sich, diese Waren in die 
genannte Liste aufzunehmen und gegebenenfalls 
kenntlich zu machen, ob sie in den Mitgliedstaaten 
einer nationalen Einfuhrüberwachung unterliegen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die gemeinsame Liberalisierung in Anhang I der 
Verordnung (EWG) Nr. 1439/74 wird durch, die im 
Anhang zu dieser Verordnung enthaltenen Angaben 
ergänzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Bilag - Anhang - Annex - Annexe - Ailegato - Bijlage 


V arebeskrivelse 
- Pos. nr. i FTT - 

Liberalisiering udelukkende 
abhaengig af oprindelse 

Faelleskabstilsyn 

Nationalt tilsyn 

W arenbezeichnung 
- Nr. des Gemein- 
samen Zolltarifs - 

Liberalisierung nur vom 
Ursprung abhängig 

Gemeinschaftlidie 

Überwachung 

Nationale Überwachung 

Description of pro- 
duct - CCT No. — 

Liberalisation depending only 
on origin 

Common 

Surveillance 

National Surveillance 

Designation des 

produits 

- n° du T.D.C. - 

Liberation conditionnee 
uniquement par origine 

Surveillance 

communautaire 

Surveillance national 

Designazione dei 
prodotti 

- n. della T.D.C. - 

Liberazione condizionata 
unicamente in funzione 
deU'origine 

Vigilanza 

comunitaria 

Vigilanze nazionale 

Omsdirijving 
- Nr. G.D.T. - 

Liberalisatie uitsluitend door 
de oorsprong bepaald 

Communautair 

toezicht 

Nationaal toezicht 

03.01 A I a III 

07.04 A 

12.10 B 

20.01 A 

20.02 D 

27.04 C 

34.04 

73.14 

85.21 B 

88.02 B II b 



— ä completer, le cas 
edieant, au cours des 
discussion ulterieure 
sur la proposition 

— gegebenenfalls während 
der späteren Diskussion 
der Vorschläge zu 
ergänzen 

— to be Gompleted, if 
necessary, in the cours 
of later discussions 
the proposal 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 26, März 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Li 1 1/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 5, März 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtsdiafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 

1 . Durch Verordnung (EWG) Nr. 1439/74 vom 4. Juni 
1974 2) hat der Rat der Europäischen Gemeinschaften 
eine Liste von Waren auf gestellt, deren Einfuhr in 
die Gemeinschaft frei ist. 

2. Artikel 2 dieser Verordnung sieht vor, daß der 
Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter 
Mehrheit die Aufnahme weiterer Waren in diese 
gemeinsame Liberalisierungsliste beschließen kann, 
sofern dadurch seines Erachtens keine Lage ent- 
stehen kann, die die Anwendung von Schutzmaßnah- 
men rechtfertigen könnte. 

3. Die Kommission hat festgestellt, daß eine ge- 
wisse Anzahl von Waren, die bislang noch nicht in 
dieser Liste aufgeführt waren, in allen Mitgliedstaa- 
ten liberalisiert ist. Sie ist deshalb der Auffassung, 
daß sie in die Liberalisierungsliste aufgenommen 
werden sollten, da die hierfür in der Verordnung 
(EWG) Nr. 1439/74 vorgesehenen Bedingungen voll 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 159 
vom 15. Juni 1974 


erfüllt sind. In der Tat ist das Einfuhrregime in allen 
neun Ländern der Gemeinschaft einheitlich (Libera- 
lisierung), und es besteht keine Gefahr, daß eine 
Lage entstehen könnte, die die Anwendung von 
Schutzmaßnahmen rechtfertigen würde, jedenfalls 
nicht in naher Zukunft. 

4. Die Kommission schlägt deshalb vor, die frag- 
lichen Waren in die im Anhang I der Verordnung 
(EWG) Nr. 1439/74 enthaltene Liste aufzunehmen. 
Die Liberalisierungsliste würde damit 966, d. h. 934 
ganze und 62 teilweise, der 1091 Positionen des 
Gemeinsamen Zolltarifs umfassen, die entweder 
vollständig oder teilweise dem EWG-Vertrag unter- 
liegen. 

5. Zudem schlägt die Kommission vor, daß in 
Spalte 4 der Liberalisierungsliste diejenigen Mit- 
gliedstaaten aufgeführt werden, die für die fragliche 
Waren eine nationale Einfuhrüberwachung durch- 
führen. Die dafür erforderlichen Angaben werden 
von den Mitgliedstaaten während der Erörterung 
dieses Vorschlags erbeten werden, 
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